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1. Allgemeiner Teil

1.1 Geltungsbereich

Mit der Besonderen Geblhrenverordnung der Beschlusskammern Post und
Telekommunikation der Bundesnetzagentur (BKGebV) wurden spezielle Geblihrenregelungen
fur die Verfahren vor den Beschlusskammern 2, 3 und 5 der Bundesnetzagentur geschaffen.
Diese Geblhrenregelungen wurden in die zum 01.10.2021 in Kraft getretene Besondere
Gebuhrenverordnung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie fur individuell
zurechenbare offentliche Leistungen der Bundesnetzagentur (BNetzABGebV) Uberfihrt. Der
Abschnitt 1, Unterabschnitt 6, und der Abschnitt 9, Unterabschnitt 1, der Anlage der
BNetzABGebV bestimmen die gebuhrenpflichtigen Tatbestande. Fir die Geblhren sind
durchgangig Rahmensatze (Rahmengebihren) vorgesehen. Diese wurden aufgrund einer
Anderung der allgemeinen pauschalen Stundenséatze der AGebV' (Anlage 1, Teil A, Abschnitt
1, Ziffer 1) neu kalkuliert.

Die Verwaltungsvorschrift soll die einheitliche Anwendung dieser Rahmensatze sicherstellen
sowie bei der Bestimmung des Gebuhrenschuldners Hilfestellung leisten.

Sie ist fur alle Dienststellen der Bundesnetzagentur verbindlich, die fir individuell
zurechenbare o6ffentliche Leistungen der Beschlusskammern Post und Telekommunikation
(Beschlusskammern 2, 3 und 5) Geblhren und Auslagen festsetzen.

1.2 Grundsaitzliche Festlegungen

1.2.1 Festsetzung der Rahmengebihr

Die Vorgaben in Abschnitt 2.1 sollen eine einheitliche Festsetzung der Geblhr im Rahmen
einer Ermessensaustubung sicherstellen. Sie sollen den Beschlusskammern zu einer
Festsetzungspraxis verhelfen, welche dem Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 GG) genugt.
Aus diesem Grund sind die nachfolgenden Festlegungen in gleicher Weise fir samtliche
gebuhrenpflichtigen 6ffentlichen Leistungen der Beschlusskammern anzuwenden.

Die nachfolgenden Vorgaben sollen dem Bearbeiter eine Verortung innerhalb des
Gebuhrenrahmens ermdglichen.

Fir den Telekommunikationsbereich gilt gemaf Art. 16 der Richtlinie der Europaischen Union
Uber den europaischen Kodex fur die elektronische Kommunikation (RL (EU) 2018/1972) bzw.
§ 142 Abs. 2 TKG das Kostendeckungsprinzip, das heil3t, dass die Geblhren zur Deckung
des Verwaltungsaufwands erhoben werden. Auch die Post-Beschlusskammer erhebt
kostendeckende Gebihren i.S.d. § 9 Abs. 1 BGebG.

Bei einer Rahmengebihr kann durch die mit der Gebuhrenfestsetzung verbundene
Ermessensausibung immer nur eine annaherungsweise Kostendeckung erzielt werden.
Gleichwohl hat sich die Bestimmung der Gebihr innerhalb des vorgegebenen Rahmens

1 Aligemeine Gebiihrenverordnung vom 11. Februar 2015 (BGBI. | S. 130), die zuletzt durch Artikel 1 der
Verordnung vom 11, Februar 2021 (BGBI. | S, 204) gedndert worden ist
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insgesamt am Aufwand zu orientieren. In Abschnitt 2.1 wird daher eine Einteilung des
Gebuhrenrahmens in verschiedene Stufen bzw. Abschnitte je nach Komplexitat des Falles
vorgenommen. Dies geschieht anhand von Regelbeispielen, welche die verschiedenen
mdglichen Fallgestaltungen beschreiben.

Fir jede Stufe wurde ein Betrag errechnet, der den Aufwand fir die Bearbeitung eines
durchschnittlichen  Falles der jeweiligen Stufe abbildet. Damit wird dem
Kostendeckungsprinzip Rechnung getragen. Der Betrag dient als Orientierungspunkt, welcher
eine Verortung innerhalb des Geblhrenrahmens erleichtert und die Festsetzung der einzelnen
Gebuhr auf einen genauen EUR-Betrag ermdglicht. Auf diese Weise wird eine einheitliche
Ermessensausibung sichergestellt.

Aus dem Wesen der in der Verordnung vorgegebenen Rahmengebuhr ergibt sich, dass im
Bescheid die Festsetzung der konkreten Gebuhr mit einer entsprechenden
einzelfallbezogenen Begrindung der Ermessensausibung zu versehen ist. Das Vorsehen
eines bestimmten Betrages je Stufe in Abschnitt 2.1 dieser Verwaltungsvorschrift soll in
diesem Zusammenhang zum einen dazu dienen, den Beschlusskammern fur die erforderliche
Begrundung eine Argumentationshilfe an die Hand zu geben. Zum anderen wird dadurch eine
erhohte Vorhersehbarkeit der Gebuhrenhoéhe fir den zukinftigen Geblhrenschuldner und
dementsprechend eine grofitmaogliche Transparenz der Gebuhrenentscheidung ermoglicht.

1.2.2 Bestimmung des Gebiihrenschuldners

Die Gebuhrenschuldnerschaft bestimmt sich nach § 6 BGebG. In Konkretisierung dieser
Regelung wird fur die individuell zurechenbaren Offentlichen Leistungen der
Beschlusskammern bestimmt, wer Gebuhrenschuldner sein soll:

Gebulihrenschuldner ist

1. wer durch einen Antrag oder auf sonstige Weise die Tatigkeit der
Beschlusskammer veranlasst hat,

2. derjenige, gegen den eine Verfligung der Beschlusskammer ergangen ist.

Bei verschiedenen Leistungen (etwa Missbrauchsverfahren) werden Gebuhrenschuldner
sowohl nach Nummer 1 als auch nach Nummer 2 am Verfahren beteiligt sein. Insbesondere
in diesen Fallen sind die Geblhren zwischen den verschiedenen Geblhrenschuldnern
entsprechend dem Anteil ihrer jeweiligen Verursachungsbeitrage aufzuteilen. Mehrere
Gebulhrenschuldner haften als Gesamtschuldner (vgl. § 6 Abs. 2 BGebG).

Um die Geblhrenfestsetzung effizienter zu gestalten, wurde in Abschnitt 2.2 pro
Gebulhrentatbestand im Rahmen einer vorweggenommenen Subsumtion unter die o.g.
Vorgaben festgelegt, wer in der betreffenden Situation Geblhrenschuldner sein soll. Die
Ergebnisse wurden in Tabellenform festgehalten.

Diese Vorgaben sollen bei der Geblhrenfestsetzung eine einheitliche Auswahl des
Gebuhrenschuldners in den jeweiligen Fallkonstellationen gewahrleisten und den
Beschlusskammern so zu einer Art. 3 GG genligenden Festsetzungspraxis verhelfen.
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Ferner wird dadurch fur die Verfahrensbeteiligten eine Vorhersehbarkeit der moglichen
Heranziehung als Gebuhrenschuldner erzielt und dementsprechend eine gréltmogliche
Transparenz geschaffen.

1.3 Behandlung nicht beriicksichtigter Fallkonstellationen

Bei Fallkonstellationen, die nicht in Abschnitt 2 aufgefiihrt sind, kann die Entscheidung Uber
die Gebuhrenfolge bzw. die Auswahl des Gebuhrenschuldners in Absprache mit den Gbrigen
Beschlusskammern und Referat Z 23 getroffen werden.

1.4 Aktualisierungen

Im Rahmen einer Evaluation der BNetzABGebV (§ 22 Abs. 5 BGebG) missen die Betrage je
Stufe erforderlichenfalls tUberarbeitet bzw. angepasst werden. Deren Berechnung tbernimmt
das Referat Z 23.

1.5 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten, Ubergangsregelung

Die Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Verwaltungsvorschrift zur Konkretisierung und Umsetzung der Rahmengeblhren der
Besonderen Gebuhrenverordnung der Beschlusskammern Post und Telekommunikation der
Bundesnetzagentur (VwWVBKGebV), Stand: 09/2019, auler Kraft.

Fir die Erhebung von Rahmengeblhren fur eine gebuhrenféhige Leistung, die vor dem

1. Oktober 2021 beantragt oder begonnen, aber noch nicht vollstandig erbracht wurde, sind
die Regelungen der VWVBKGebV, Stand: 09/2019, weiter anzuwenden.

1.6 Aktualisierungsverzeichnis

Anderung Stand eingearbeitet am von (DSt.)
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2. Besonderer Teil

2.1 Festsetzung der Rahmengebiihr

2.1.1 Hinweise zu den einzelnen Stufen

Die nachfolgenden Festlegungen nehmen eine Einteilung des jeweiligen Geblihrenrahmens
in funf Stufen bzw. Abschnitte vor je nach Komplexitdt des Falles und der dadurch
verursachten Kosten.

Fur jede Stufe wird ein Betrag vorgesehen, der den Aufwand fiir die Bearbeitung eines
durchschnittlichen Falles der jeweiligen Stufe abbildet. Dieser ermoglicht eine Verortung
innerhalb des jeweiligen Gebuhrenrahmens.

Beispiel:
Lfd. | Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
Nr. bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.1 Erteilung einer 2.100 € 14.600 € 27.100 € 36.200 € 45.200 €
Entgeltgenehmigung
nach § 21 Abs. 1 Nr.
1 PostG

Zur Beschreibung der einzelnen Stufen wurden folgende ,Regelbeispiele” formuliert:

Sehr einfacher Fall (Stufe 1):

Ein sehr einfacher Fall liegt vor, wenn keine tatsachlichen, rechtlichen, dkonomischen
und/oder technischen Fragen zu klaren sind. Die Prifung und Entscheidungsfindung erfolgt
mit einem sehr geringen Personal- und Sachaufwand und erfasst in der Regel sehr einfach
gelagerte Falle, bei denen eine vertiefte Prifung nicht erforderlich wird. Die Entscheidung kann
anhand der vorliegenden Unterlagen getroffen werden; eine weitergehende Aufklarung des
Falles ist nicht notwendig.

Einfacher Fall (Stufe 2):

Ein einfacher Fall liegt vor, wenn vereinzelt tatsachliche, rechtliche, dkonomische und/oder
technische Fragen zu klaren sind. Die Prifung und Entscheidungsfindung erfolgt mit einem
geringen Personal- und Sachaufwand und erfasst in der Regel einfach gelagerte Falle, bei
denen eine vertiefte Prufung nicht erforderlich wird. Die Entscheidung kann anhand der
vorliegenden Unterlagen getroffen werden; eine weitergehende Aufklarung des Falles ist nicht
notwendig.

Standardfall (Stufe 3):

Von einem Standardfall ist auszugehen, wenn die Prifung tatsachliche, rechtliche,
Okonomische und/oder technische Fragestellungen beinhaltet. Die Prifung und
Entscheidungsfindung erfolgt mit einem erhéhten Personal- und Sachaufwand. Fur die
Ermittlung des Sachverhalts, Auswertung von Unterlagen und die anschlielende Klarung und
Bewertung sind schriftliche und/oder mindliche Anhérungen unter Einbindung weiterer
Beteiligter in umfangreicherem und aufwandigerem Male als bei einem einfachen Fall
notwendig.
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Komplizierter Fall (Stufe 4):

Ein komplizierter Fall liegt vor, wenn die Mitarbeiter umfassende tatsachliche, rechtliche,
O0konomische und/oder technische Fragestellungen zu beantworten haben. Die Prifung und
Entscheidungsfindung erfolgt mit einem hohen Personal- und Sachaufwand. Es ist eine
vertiefte Prifung erforderlich, die Uber das Mal eines Standardfalles hinausgeht. Fir die
Ermittlung des Sachverhalts, Auswertung von Unterlagen und die anschlieende Klarung und
Bewertung sind schriftliche und/oder miindliche Anhérungen unter Einbindung weiterer
Beteiligter in umfangreicherem und aufwandigerem Malie als bei einem Standardfall
notwendig.

Sehr komplizierter Fall (Stufe 5):

Ein sehr komplizierter Fall liegt vor, wenn die Mitarbeiter sehr umfassende tatsachliche,
rechtliche, 6konomische und/oder technische Fragestellungen zu beantworten haben. Die
Prifung und Entscheidungsfindung erfolgt mit einem besonders hohen Personal- und
Sachaufwand. Es ist eine besonders aufwendige Prifung erforderlich, die Gber das Mal} eines
komplizierten Falls hinausgeht. Fur die Ermittlung des Sachverhalts, Auswertung von
Unterlagen und die anschlieRende Klarung und Bewertung sind schriftliche und/oder
mundliche Anhoérungen unter Einbindung weiterer Beteiligter in umfangreicherem und
aufwandigerem Malie als bei einem komplizierten Fall notwendig.

2.1.2 Hinweis zu Abweichungsmaglichkeiten im Einzelfall

Es ist zu beachten, dass die Einteilung der Geblhrenrahmen in Stufen und die Formulierung
von dazugehérigen Regelbeispielen die Einordnung bzw. Festsetzung einer konkreten Gebuhr
innerhalb des durch die Verordnung vorgegebenen Geblhrenrahmens flir einen typischen Fall
ermoglichen und so eine einheitliche Anwendung gewahrleisten soll.

Da dies jedoch im Einzelfall bei atypischen Fallgestaltungen unter Umstanden zu nicht
angemessenen Ergebnissen fihren kann, besteht in diesen Fallen die Mdglichkeit, im Rahmen
eines Kommentars / einer Anmerkung bei der Vergebihrung darzulegen, weshalb eine
Abweichung von dem jeweiligen Regelbeispiel notwendig erscheint. Diese Option dient dem
Zweck, eine grofitmaogliche Einzelfallgerechtigkeit zu gewahrleisten.

Eine Abweichung mit entsprechender Begriindung sollte allerdings nicht bei jeder
Festsetzung, sondern nur im Einzelfall erfolgen.

Bei der Begrindung einer Abweichung ist darzulegen, um wieviel Prozent eine Erhéhung bzw.
Reduzierung der Gebihr ausgehend von dem fir die Stufe vorgegebenen Betrag
gerechtfertigt ist. Der sich danach ergebende Betrag sollte grundsatzlich auf volle 100 € auf-
bzw. abgerundet werden.

2.1.3 Regelbearbeitung

Im Einzelfall soll die Festsetzung einer Gebuhr dem nachfolgend beschriebenen Procedere
folgen.

Zunachst ist festzuhalten, dass die Vergebihrung nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit
der Beschlussfassung erfolgen wird.
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Da jedoch allein von den Beschlusskammern beurteilt werden kann, in welche der funf Stufen
der jeweils vorliegende Fall anhand der Regelbeispiele eingeordnet werden kann, ist diese
Einschatzung flr die anschlieRende Vergebihrung in jedem Fall von einem Mitglied der
Beschlusskammer (Vorsitzende/r oder Beisitzer/in) vorzunehmen.

Die Einstufung wird auf einem Vordruck festgehalten, welcher folgende Punkte enthalten
sollte:

e Gebuhrenschuldner (siehe hierzu auch die Vorgaben in Abschnitt 2.2) und ggf.
Verfahrensbevollmachtigter, Rechtsgrundlage fir die  Heranziehung des
Gebuhrenschuldners (z.B. § 6 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. § 3 Abs. 2 Nr. 1 BGebG)

e Gebuhrentatbestand gemall BNetzABGebV

e Einordnung in Stufe 1-5 anhand der Regelbeispiele unter Berlicksichtigung des
Verwaltungsaufwands

e Ggf. eine Begrindung, weshalb im vorliegenden Fall eine Abweichung vom
Stufenbetrag notwendig erscheint (siehe oben unter Ziffer 2.1.2)

e Gebihren in besonderen Fallen gemaR § 10 BGebG

e Modglichkeit der Geblhrenbefreiung bzw. -ermafigung im Einzelfall gemal § 9 Abs. 5
BGebG

e Angaben zu angefallenen Auslagen i.S.d. § 12 Abs. 1 BGebG

e Unterschrift des Verfassers.

Diese Angaben sind zur Grundlage der Gebuhrenentscheidung zu machen.

Die Festsetzung der konkreten Gebdihr ist im Gebihrenbescheid entsprechend zu begriinden
und argumentativ auszufilllen. Die vorab formulierten Regelbeispiele stellen hierfir eine
Formulierungshilfe dar; weitere einzelfallbezogene Erwagungen sind mitzuteilen. Im Falle
einer Abweichung sind die tragenden Griinde anzugeben.

2.1.4 Ausfuhrungen zu den einzelnen Gebiihrenpositionen

2.1.4.1 Herleitung der Betrage je Stufe

Grundlage fur die Kalkulation der finf Betrage je Gebuhrentatbestand waren die von den
Beschlusskammern 2 und 3 im Zuge des analytischen Schatzverfahrens ermittelten
durchschnittlichen Bearbeitungszeiten je Stufe. Die Beschlusskammer 5 ermittelte die
durchschnittlichen Bearbeitungszeiten fur die Stufen 1, 3 und 5. Fir die Bearbeitungszeiten
der Stufe 4 wurde daher die rechnerische Mitte zwischen den Bearbeitungszeiten der Stufen
3 und 5 berechnet; fir die Bearbeitungszeiten der Stufe 2 die rechnerische Mitte zwischen
den Zeiten der Stufen 1 und 3.

Die Betrage je Stufe wurden durch die Multiplikation der Bearbeitungszeiten mit den
allgemeinen pauschalen Stundenséatzen nach der AGebV (Anlage 1, Teil A, Abschnitt 1, Ziffer
1) ermittelt. Den Berechnungen fir die Geblhrentatbestéande Nr. 6.5 der Anlage, Abschnitt 1,
Unterabschnitt 6, der BNetzABGebV (,Erteilung einer Entgeltgenehmigung im Verfahren nach
§ 31 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. § 35 Abs. 3 TKG") und Nr. 6.7 der Anlage, Abschnitt 1, Unterabschnitt
6, der BNetzABGebV (,Erteilung einer Entgeltgenehmigung im Verfahren nach § 31 Abs. 2
i.V.m. § 35 Abs. 3 TKG®) wurde jeweils ein um 0,09 € gekurzter Stundensatz zugrunde gelegt,
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da in diesen Verfahren Kosten anfallen kdnnen, die gesondert als Auslagen erhoben werden
(vgl. § 5 Abs. 3 AGebV i.V.m. Anlage 1, Teil A, Abschnitt 1, Ziffer 1).

Aus Grinden der Praktikabilitat und Plausibilitdt wurden die jeweils errechneten Betréage nach
der kaufmannischen Rundung auf volle 100 € auf- bzw. abgerundet.

Die genaue Berechnung kann der Anlage 4 des Kalkulationsvermerks zur BKGebV
entnommen werden.

2.1.4.2 Zu Abschnitt 9, Unterabschnitt 1, der Anlage der BNetzABGebV

Gebiihrenverzeichnis der Beschlusskammer nach Postgesetz

Fir die einzelnen Gebuhrentatbestande ergeben sich folgende Betrage pro Stufe:

Nr. 1.1: Erteilung einer Entgeltgenehmigung nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 PostG

Nr. | Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

1.1 Erteilung einer 2100 € 14.600 € 27.100 € 36.200 € 45.200 €
Entgeltgenehmigung
nach § 21 Abs. 1 Nr.
1 PostG

Nr. 1.2: Festlegung von MaRgréRen fiir die durchschnittlichen Anderungsraten der
Entgelte fiir einen Korb zusammengefasster Dienstleistungen nach § 21 Abs. 1 Nr. 2
PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

1.2 Festlegung von 9.100 € 60.200 € 111.200 € 148.300 € 185.400 €
MaRgrofien flr die

durchschnittlichen
Anderungsraten der
Entgelte fur einen
Korb zusammen-
gefasster Dienst-
leistungen nach § 21
Abs. 1 Nr. 2 PostG
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Nr. 1.3: Erteilung einer Entgeltgenehmigung im Price-Cap-Verfahren nach § 21 Abs. 1

Nr. 2 PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2

Betrag
Stufe 3

Betrag
Stufe 4

Betrag
Stufe 5

1.3 | Erteilung einer 1.200 € 2400 €
Entgeltgenehmigung
im Price-Cap-
Verfahren nach

§ 21 Abs. 1 Nr. 2
PostG

3.600 €

5.200 €

6.800 €

Nr. 1.4: Erteilung einer Entgeltgenehmigung fiir Teilleistungen und andere Zugéange zu

postalischen Infrastrukturen nach § 28 Abs. 2 Satz 1 PostG

fur Teilleistungen und
andere Zugange zu
postalischen
Infrastrukturen nach
§ 28 Abs. 2 Satz 1
PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

1.4 | Erteilung einer 2100 € 14.600 € 27.100 € 36.200 € 45.200 €
Entgeltgenehmigung

Nr. 1.5: Aufforderung zur Anpassung von Entgelten nach § 24 Abs. 3 PostG

Anpassung von
Entgelten nach § 24
Abs. 3 PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.5 | Aufforderung zur 1.600 € 11.000 € 20.300 € 28.200 € 36.100 €

Nr. 1.6: Untersagung und Erklarung der Unwirksamkeit eines Entgelts nach § 24 Abs.

4 PostG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.6 | Untersagung und 1.000 € 6.400 € 11.900 € 16.900 € 22.000 €

Erklarung der
Unwirksamkeit eines
Entgelts nach § 24
Abs. 4 PostG
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Nr. 1.7: Aufforderung zur Anpassung von Entgelten nach § 25 Abs. 2 PostG

Anpassung von
Entgelten nach § 25
Abs. 2 PostG

Nr. | Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.7 | Aufforderung zur 1.800 € 12.500 € 23.200 € 32.000 € 40.800 €

Nr. 1.8: Untersagung und Erklarung der Unwirksamkeit eines Entgelts nach § 25 Abs.

3 PostG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.8 | Untersagung und 1.000 € 6.400 € 11.900 € 16.900 € 22.000 €

Erklarung der
Unwirksamkeit eines
Entgelts nach § 25
Abs. 3 PostG

Nr. 1.9: Durchfiihrung eines Schlichtungsverfahrens nach § 31 Abs. 1 PostG

Schlichtungsver-
fahrens nach § 31
Abs. 1 PostG

Nr. | Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.9 | Durchfiihrung eines 800 € 6.000 € 11.300 € 15.000 € 18.800 €

Nr. 1.10: Festlegung der Bedingungen eines Vertrages einschlieBlich der Anordnung
seiner Geltung nach § 31 Abs. 2 PostG

Bedingungen eines
Vertrages
einschlief3lich der
Anordnung seiner
Geltung nach § 31
Abs. 2 PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.10 | Festlegung der 800 € 6.000 € 11.300 € 15.000 € 18.800 €
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Nr. 1.11: Entscheidung zur Beendigung der missbrauchlichen Ausnutzung einer
marktbeherrschenden Stellung nach § 32 Abs. 2 Satz 2 PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.11 | Entscheidung zur 1.900 € 13.200 € 24500 € 34.100 € 43.700 €
Beendigung der
missbrauchlichen
Ausnutzung einer
marktbeherrschen-
den Stellung nach
§ 32 Abs. 2 Satz 2
PostG
Nr. 1.12: Erteilung einer Entgeltgenehmigung nach § 34 Satz 4 PostG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.12 | Erteilung einer 300 € 1.600 € 3.000 € 4.000 € 5.000 €

Entgeltgenehmigung
nach § 34 Satz 4
PostG

Nr. 1.13: Untersagung der Durchfiihrung eines Vertrages nach § 23 Abs. 3 PostG

Durchfliihrung eines
Vertrages nach § 23
Abs. 3 PostG

Nr. | Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.13 | Untersagung der 1.300 € 9.400 € 17.600 € 23.500 € 29.300 €

Nr. 1.14: Entscheidung zur Beendigung der missbrauchlichen Ausnutzung einer
marktbeherrschenden Stellung nach § 32 Abs. 2 Satz 1 PostG

Beendigung der
missbrauchlichen
Ausnutzung einer
marktbeherrschen-
den Stellung nach
§ 32 Abs. 2 Satz 1
PostG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
1.14 | Entscheidung zur 1.000 € 6.200 € 11.500 € 16.700 € 21.900 €
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2.1.4.3 Zu Abschnitt 1, Unterabschnitt 6, der Anlage der BNetzABGebV

Gebiihrenverzeichnis der Beschlusskammern nach Telekommunikationsgesetz

Fir die einzelnen Gebulhrentatbestande ergeben sich folgende Betrage pro Stufe:

Nr. 6.1: Erlass einer Regulierungsverfiigung im Verfahren nach § 13 TKG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.1 Erlass einer 9.100 € 19.500 € 48.800 € 73.200 € 97.500 €
Regulierungsver-
figung im Verfahren
nach § 13 TKG
Nr. 6.2: Einheitliche Entscheidungen nach § 23 Abs. 3 und 4 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.2 | Einheitliche 4400 € 20.800 € 41.500 € 62.300 € 83.000 €
Entscheidungen
nach § 23 Abs. 3 und
4 TKG
Nr. 6.3: Anordnung der Zugangsgewadhrung nach § 25 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.3 | Anordnung der 3.400 € 9.200 € 18.400 € 27.700 € 36.900 €
Zugangsgewahrung
nach § 25 TKG
Nr. 6.4: Anordnungen im Rahmen der Entgeltregulierung nach § 29 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.4 | Anordnungen im 3.400 € 9.200 € 18.400 € 27.700 € 36.900 €

Rahmen der
Entgeltregulierung
nach § 29 TKG
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Nr. 6.5: Erteilung einer Entgeltgenehmigung im Verfahren nach § 31 Abs. 1 Nr. 1i.V.m.

§ 35 Abs. 3 TKG

im Verfahren nach
§ 31 Abs. 1 Nr. 1
i.V.m. § 35 Abs. 3
TKG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

6.5 | Erteilung einer 7.400 € 26.000 € 73.500 € 127.300 € 185.100 €
Entgeltgenehmigung

Nr. 6.6: Erteilung einer Entgeltgenehmigung im Verfahren nach § 31 Abs. 1 Nr. 2i.V.m.

§ 35 Abs. 3 TKG

im Verfahren nach
§ 31 Abs. 1 Nr. 2
i.V.m. § 35 Abs. 3
TKG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5

6.6 | Erteilung einer 10.200 € 62.600 € 114.900 € 153.500 € 192.200 €
Entgeltgenehmigung

Nr. 6.7: Erteilung einer Entgeltgenehmigung im Verfahren nach § 31 Abs. 2 i.V.m.

§ 35 Abs. 3 TKG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2

Betrag
Stufe 3

Betrag
Stufe 4

Betrag
Stufe 5

6.7 | Erteilung einer 7.400 € 26.000 €
Entgeltgenehmigung
im Verfahren nach

§ 31 Abs. 2i.V.m.

§ 35 Abs. 3 TKG

73.500 €

127.300 €

185.100 €

Nr. 6.8: Entscheidungen nach § 38 Abs. 1 S. 2, Abs. 4 TKG, ggf. auch i.V.m. § 39 TKG

Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2

Betrag
Stufe 3

Betrag
Stufe 4

Betrag
Stufe 5

6.8 | Entscheidungen 1.300 € 8.700 €
nach § 38 Abs. 1

S. 2, Abs. 4 TKG,
ggf. auch i.vV.m. § 39
TKG

21.800 €

32.700 €

43.700 €
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Nr. 6.9: Entscheidungen nach § 38 Abs. 2 S. 1, Abs. 4 TKG, ggf. auch i.V.m. den §§ 46

und 47 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.9 | Entscheidungen 1.300 € 7.800 € 19.400 € 29.100 € 38.800 €
nach § 38 Abs. 2
S. 1, Abs. 4 TKG,
ggf. auch i.V.m. den
§§ 46 und 47 TKG
Nr. 6.10: Entscheidungen nach § 42 Abs. 4 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.10 | Entscheidungen 3.500 € 8.700 € 17.500 € 26.200 € 35.000 €
nach § 42 Abs. 4
TKG
Nr. 6.11: MaBnahmen auf Grundlage des § 126 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.11 | MaRnahmen auf 1.800 € 5.100 € 9.400 € 11.600 € 14.500 €
Grundlage des § 126
TKG

Nr. 6.12: Entscheidungen im Streitschlichtungsverfahren nach § 133 Abs. 1 S. 1, Abs.

2 TKG
Nr. Gebiihrentat- Betrag Betrag Betrag Betrag Betrag
bestand Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5
6.12 | Entscheidungen im 4.700 € 12.900 € 25.800 € 38.800 € 51.700 €

Streitschlichtungs-
verfahren nach § 133
Abs.1S.1, Abs. 2
TKG
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2.2 Bestimmung des Gebiihrenschuldners

2.2.1 Vorbemerkung

Pro Gebihrentatbestand wurde fir die typischerweise und regelmaRig auftretenden
Konstellationen die Subsumtion unter die Vorgaben in Ziffer 1.2.2 antizipiert, um die Auswahl

des Gebuhrenschuldners im Einzelfall zu erleichtern.

Den nachfolgenden Tabellen kann so im Rahmen der Gebuhrenfestsetzung zu jedem
Tatbestand entnommen werden, wer in der jeweiligen Situation Gebulhrenschuldner sein soll.

2.2.2 Tabellen

2.2.2.1 Beschlusskammer nach Postgesetz

Nr. | Gebihrentatbestand Gebiihrenschuldner ist:
1.1 | Erteilung einer Entgeltgenehmigung wer die offentliche Leistung der
nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 PostG Beschlusskammer beantragt hat
. wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat
1.2 | Festlegung von MaRRgroRen fir die | der Betroffene, der die 6ffentliche Leistung
durchschnittlichen ~ Anderungsraten der Beschlusskammer veranlasst hat
der Entgelte fur einen  Korb
zusammengefasster Dienstleistungen
nach § 21 Abs. 1 Nr. 2 PostG
1.3 | Erteilung einer Entgeltgenehmigung wer die offentliche Leistung der|
im Price-Cap-Verfahren nach § 21 Beschlusskammer beantragt hat
Abs. 1 Nr. 2 PostG
. wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat
1.4 | Erteilung einer Entgeltgenehmigung e wer die offentliche Leistung der
fur Teilleistungen und andere Beschlusskammer beantragt hat
Zugange zu postalischen
gérse}[s(,;trukturen nach§ 28 Abs.28.1 |, \yer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in
Anspruch genommen bzw. veranlasst hat
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1.5

Aufforderung zur Anpassung von
Entgelten nach § 24 Abs. 3 PostG

der Betroffene, der die offentliche Leistung
der Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in
Anspruch genommen bzw. veranlasst hat

1.6

Untersagung und Erklarung der
Unwirksamkeit eines Entgelts nach
§ 24 Abs. 4 PostG

der Betroffene, der die o6ffentliche Leistung
der Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der  Beschlusskammer  willentlich  in
Anspruch genommen bzw. veranlasst hat

1.7

Aufforderung zur Anpassung von o
Entgelten nach § 25 Abs. 2 PostG

der Betroffene, der die offentliche Leistung
der Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der  Beschlusskammer  willentlich  in
Anspruch genommen bzw. veranlasst hat

1.8

Untersagung und Erklarung der o
Unwirksamkeit eines Entgelts nach
§ 25 Abs. 3 PostG

der Betroffene, der die offentliche Leistung
der Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der  Beschlusskammer  willentlich in
Anspruch genommen bzw. veranlasst hat
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1.9

Durchfuhrung eines Schlichtungs-
verfahrens nach § 31 Abs. 1 PostG

e der Antragsteller, wenn der Antrag abgelehnt
wird,

oder

e derjenige, gegen den die Entscheidung der
Beschlusskammer ergangen ist und der diese
offentliche Leistung veranlasst hat;

wird der Antrag teilweise abgelehnt, sind die
Kosten verursachungsgerecht aufzuteilen; einem
Beteiligten kdnnen die Kosten ganz auferlegt
werden, wenn der andere Beteiligte nur zu
einem geringen Teil unterlegen ist; erklaren
die Beteiligten Gbereinstimmend die Sache fir
erledigt, tragen sie die Kosten zu gleichen
Teilen

e wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die offentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat

Festlegung der Bedingungen eines
Vertrages einschlie3lich der
Anordnung seiner Geltung nach § 31
Abs. 2 PostG

der Antragsteller, wenn der Antrag abgelehnt
wird,

oder

e derjenige, gegen den die Entscheidung
der Beschlusskammer ergangen ist und der
diese offentliche Leistung veranlasst hat;

wird der Antrag teilweise abgelehnt, sind die Kosten
verursachungsgerecht aufzuteilen; einem
Beteiligten koénnen die Kosten ganz auferlegt
werden, wenn der andere Beteiligte nur zu einem
geringen Teil unterlegen ist; erklaren die Beteiligten
Ubereinstimmend die Sache fir erledigt, tragen sie
die Kosten zZu gleichen Teilen

e wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die &ffentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat
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1.1

Entscheidung zur Beendigung der
missbrauchlichen Ausnutzung einer
marktbeherrschenden Stellung nach
§ 32 Abs. 2 S. 2 PostG

der Betroffene, der die offentliche Leistung
der Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag oder die Stellung von Antrdgen im

nach § 34 S. 4 PostG

Verfahren die Ooffentliche Leistung der
Beschlusskammer willentlich in  Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat

1.12 | Erteilung einer Entgeltgenehmigung |e  wer die offentliche Leistung der|

Beschlusskammer beantragt hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag im Verfahren die 6ffentliche Leistung
der Beschlusskammer willentlich in Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat

1.13

Untersagung der Durchfiihrung eines
Vertrages nach § 23 Abs. 3 PostG

der Betroffene, der die 6ffentliche Leistung der
Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag oder die Stellung von Antragen im
Verfahren die offentliche Leistung der
Beschlusskammer willentlich in  Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat

1.14

Entscheidung zur Beendigung der
missbrauchlichen Ausnutzung einer
marktbeherrschenden Stellung nach
§ 32 Abs. 2 S. 1 PostG

der Betroffene, der die offentliche Leistung der
Beschlusskammer veranlasst hat

wer als Beigeladener durch Stellungnahme /
Vortrag oder die Stellung von Antragen im
Verfahren die offentliche Leistung der
Beschlusskammer willentlich in  Anspruch
genommen bzw. veranlasst hat
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2.2.2.2 Beschlusskammern nach Telekommunikationsgesetz

Nr. Gebiihrentatbestand Gebiihrenschuldner ist:
6.1 |Erlass einer Regulierungsverfugung | derjenige, der diese Offentliche Leistung
im Verfahren nach § 13 TKG veranlasst hat, also das als
regulierungsbedurftig identifizierte
Unternehmen, oder
e der Antragsteller nach § 21 Abs. 1 S. 1 TKG,
soweit der Antrag abgelehnt  wird;
e soweit mehrere GebUhrenschuldner gegeben
sind, sind die Kosten verursachungsgerecht
aufzuteilen.
6.2 |Einheitliche Entscheidungen nachle der Betroffene, dem die Verpflichtung zur
§ 23 Abs. 3und 4 TKG Veroffentlichung eines Standardangebotes fiir
die Zugangsleistungen auferlegt wurde.
6.3 | Anordnung der Zugangsgewahrung  le derjenige, gegen den die Entscheidung der
nach § 25 TKG Beschlusskammer ergangen ist, oder
e der Antragsteller, wenn der Antrag abgelehnt
wird.
o Wird der Antrag teilweise abgelehnt, sind die
Kosten verursachungsgerecht aufzuteilen.
6.4 |Anordnungen im Rahmen derje das der Entgeltregulierung unterworfene
Entgeltregulierung nach § 29 TKG Unternehmen, gegen das die Entscheidung
der Beschlusskammer ergangen ist.
6.5 |Erteilung einer Entgeltgenehmigungle das der Genehmigungspflicht unterworfene
im Verfahren nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 Unternehmen, zu dessen Gunsten eine
i.V.m. § 35 Abs. 3 TKG Genehmigung erteilt wird oder dessen
Genehmigungsantrag abgelehnt wird.
6.6 |Erteilung einer Entgeltgenehmigungle das der Genehmigungspflicht unterworfene
im Verfahren nach § 31 Abs. 1 Nr. 2 Unternehmen, zu dessen Gunsten eine
i.V.m. § 35 Abs. 3 TKG Genehmigung erteilt wird oder dessen
Genehmigungsantrag abgelehnt wird.
6.7 |Erteilung einer Entgeltgenehmigung e das der Genehmigungspflicht unterworfene
im Verfahren nach § 31 Abs. 2 i.V.m. Unternehmen, zu dessen Gunsten eine
§ 35 Abs. 3 TKG Genehmigung erteilt wird oder dessen
Genehmigungsantrag abgelehnt wird.
6.8 |Entscheidungen nach §38 Abs.1 | das der nachtraglichen Entgeltregulierung
S. 2, Abs. 4 TKG, ggf. auch i.V.m. unterworfene Unternehmen, gegen das die
§ 39 TKG Entscheidung der Beschlusskammer
ergangen ist.
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6.9 | Entscheidungen nach § 38 Abs. 2 e derjenige, gegen den die Entscheidung der
S. 1, Abs. 4 TKG, ggf. auch i.V.m. Beschlusskammer ergangen ist.
den §§ 46 und 47 TKG
6.10 | Entscheidungen nach §42 Abs.4 e derjenige, gegen den die Entscheidung der
TKG Beschlusskammer ergangen ist, oder
e der Antragsteller, wenn der Antrag abgelehnt
wird.
o Wird der Antrag teilweise abgelehnt, sind die
Kosten verursachungsgerecht aufzuteilen.
6.11 | MaBnahmen auf Grundlage des § 126 |+ der Betroffene, gegen den die Entscheidung
TKG der Beschlusskammer ergangen ist.
6.12 | Entscheidungen im Streitschlichtungs- ¢  derjenige, gegen den die Entscheidung der
verfahren nach § 133 Abs. 1 S. 1, Beschlusskammer  ergangen ist, oder
Abs. 2 TKG
e der Antragsteller, wenn der Antrag abgelehnt
wird.
o Wird der Antrag teilweise abgelehnt, sind die
Kosten verursachungsgerecht aufzuteilen.

Beschlusskammern Post
und Telekommunikation

Stand: 08/2021

Seite 21 von 21




	Verwaltungsvorschrift zur Konkretisierung und Umsetzung der Rahmengebühren für Leistungen der Beschlusskammern Post und Telekommunikation nach der Besonderen Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen der Bundesnetzagentur (VwV-BK-BNetzABGebV)Beschlusskammern
	Inhaltsverzeichnis
	1. Allgemeiner Teil
	1.1 Geltungsbereich
	1.2 Grundsätzliche Festlegungen
	1.3 Behandlung nicht berücksichtigter Fallkonstellationen
	1.4 Aktualisierungen
	1.5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Ü bergangsregelung
	1.6 Aktualisierungsverzeichnis

	2. Besonderer Teil
	2.1 Festsetzung der Rahmengebühr
	2.2 Bestimmung des Gebührenschuldners





